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Die vielfachen Integrationsbemühungen der GUS-Staaten in den letzten Jahren waren nicht in der
Lage, den bemerkenswerten Rückgang des Intra-GUS-Handels zu Gunsten einer zunehmenden Han-
delsverflechtung der GUS-Staaten mit Drittländern, insbesondere der EU, zu stoppen. Trotz dieser
kontinuierlichen Ausweitung der Handelsaktivitäten zwischen der EU und den GUS-Staaten bewegen
sich die Handelsbeziehungen zwischen diesen Regionen jedoch nach wie vor auf einem niedrigen
Niveau. Sie sind weitaus weniger entwickelt als diejenigen zwischen der EU und den ostmitteleuropäi-
schen Staaten. Wichtige Impulse für eine verbesserte Exportstruktur und höhere Exportdynamik der
GUS-Staaten wären vom Zufluss ausländischen Kapitals zu erwarten. Erst mit einer nachhaltigen Ver-
besserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in den GUS-Ländern wird sich allerdings der
bisher geringe Zustrom von Auslandskapital verstärken.
Diesen Fragen geht eine ausführliche Analyse der Handelsbeziehungen und der handelspolitischen
Rahmenbedingungen innerhalb der GUS-Staaten sowie der Entwicklung des Außenhandels der GUS-
Staaten im Rahmen ihrer Annäherung an die EU und ihrer Integration in den Welthandel nach, die
soeben in der Reihe der Arbeiten aus dem Osteuropa-Institut München (Working Papers) erschienen
ist.*
Intra-GUS-Handel verliert weiter an Bedeu-
tung
Der Einbruch im GUS-Handel, der sich unmit-
telbar nach der Auflösung der UdSSR von 1991
bis 1992 in einem Rückgang der Anteile des
Intra-GUS-Handels gemessen am Gesamt-
Außenhandel der GUS-Staaten um über die
Hälfte bemerkbar machte, konnte bis heute
nicht annähernd ausgeglichen werden. Auf-
grund der nach wie vor starken Energiekoope-
ration blieben die GUS-Staaten allerdings im-
portseitig wesentlich stärker miteinander ver-
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flochten als bei den Exporten. So stabilisierte
sich der Importanteil des Intra-GUS-Handels im
Jahr 2001 bei 42 Prozent (1991: 70 Prozent),
während sich der Exportanteil kontinuierlich von
73 Prozent im Jahr 1991 auf 20 Prozent im Jahr
2001
1 verringert hat.
Der Intra-GUS-Handel wird zu rund 90 Pro-
zent von den vier größten Staaten Russland,
Ukraine, Belarus und Kazachstan dominiert,
wobei diese ihren Anteil seit 1991 deutlich stei-
gern konnten. Der weitaus bedeutendste Han-
delspartner innerhalb der GUS bleibt schon
allein aufgrund seiner Größe Russland. Gleich-
zeitig ist Russland das Land, das sich am
stärksten aus der GUS desintegrierte. Der An-
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teil der GUS-Staaten am russischen Gesamtex-
port sank seit 1991 kontinuierlich von 58 Prozent
auf 15 Prozent im Jahr 2001; bei den Importen
von 55 Prozent auf 24 Prozent. Demgegenüber
nahm der Anteil der EU entsprechend zu.
Nicht zuletzt aufgrund der Energieabhängigkeit
ist die derzeitige Handelsverflechtung der einzel-
nen Staaten in der GUS äußerst unterschiedlich.
Während auf der Importseite die Ukraine, Belarus
und Tadschikistan nach wie vor stark in die GUS
integriert sind, weisen neben Russland Armenien
und Azerbaidschan die niedrigste Handelsintegra-
tion im GUS-Raum auf. Auf der Exportseite sind
Belarus und Georgien besonders stark, Azerbaid-
schan dagegen nur noch gering in den Wirt-
schaftsraum der GUS integriert.
Anteil des Intra-GUS-Handels am Außen-
handel der einzelnen GUS-Staaten 2001
(in v. H.)















* Daten für 2000.
Quelle: ￿￿￿ ￿￿￿￿ ￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿ ￿￿￿￿￿ ￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿ ￿￿￿a-
visimych Gosudarstv, Moskva 2002, S.16ff. IWF-Berichte,
nationale Statistiken.
Unzureichendes Angebot verhindert stärke-
ren intraindustriellen Handel
Seit Mitte der neunziger Jahre hat sich die Wa-
renstruktur des Intra-GUS-Handels kaum verän-
dert. Weiterhin dominieren Mineralische Erzeug-
nisse (einschließlich Energieträger), Landwirt-
schaftliche Produkte und Nahrungsmittel sowie
Unedle Metalle und Waren daraus den Waren-
austausch in der GUS. Die Konzentration auf
wenige Produkte bzw. Produktgruppen ist für alle
Länder typisch. Die Ansätze für einen intrain-
dustriellen Handel sind nur wenig entwickelt.
Die Intra-GUS-Importe werden bei den meis-
ten Staaten von Mineralischen Stoffen dominiert,
wobei die Anteile bei den energieabhängigen
Staaten von rund 40 Prozent bei Kyrgystan bis
über 70 Prozent bei der Ukraine reichen. Ihnen
ist es insbesondere aufgrund der unzureichen-
den Infrastruktur und der geringen Zahlungsfä-
higkeit nicht gelungen, ihre Energieimporte zu
diversifizieren und damit die Abhängigkeit von
den GUS-Partnern, vor allem Russland, durch
Drittlandimporte zu verringern. Entsprechend
hoch ist der Exportanteil der Mineralischen Stoffe
bei den energiereichen Staaten, wie Russland,
Azerbaidschan und Kazachstan. Die breite Ener-
giekooperation führt weiterhin dazu, dass nahezu
der gesamte Energieimport der einzelnen GUS-
Staaten innerhalb der GUS gedeckt wird. Neben
Energie spielen weitere Rohstoffe und Vormate-
rialien eine große Rolle im Intra-GUS-Handel.
Die Analyse zeigt, dass diese hohe Konzent-
ration auf Energie, Roh- und Grundstoffe auf ein
unzureichendes Angebot konkurrenzfähiger ver-
arbeiteter Güter, insbesondere Investitionsgüter,
zurückzuführen ist, was die Entwicklung des
intraindustriellen Handels in der GUS hemmt und
damit die wirtschaftlichen Vorteile des Intra-GUS-
Handels relativ gering hält.
Kapitalverflechung innerhalb der GUS gibt
keine Handelsimpulse
Aufgrund der äußerst geringen und strukturell auf
den Energiesektor ausgerichteten ausländischen
Direktinvestitionen in den GUS-Staaten, sind von
diesen bisher keine nennenswerten Impulse für
einen verbesserten intraindustriellen Handel und
eine höhere Handelsdynamik der GUS-Staaten zu
erwarten.
Innerhalb der GUS ist Russland mit einem In-
vestitionsvolumen von knapp einer Mrd. USD im
Zeitraum von 1998 bis 2001 der weitaus größte
Kapitalgeber.2 Die Investitionen der übrigen
GUS-Staaten sind vernachlässigbar gering. Ähn-
lich wie beim Außenhandel findet auch bei den
Kapitalflüssen eine starke Ausrichtung Russlands
auf Belarus statt. In dieses Land flossen zwei
Drittel aller russischen Direktinvestitionen in die
GUS, gefolgt von Moldova und Armenien, die
jeweils 14 Prozent dieser Investitionen auf sich
vereinen konnten. Der überwiegende Teil der
Investitionen entfiel dabei auf Engagements rus-
sischer Energiekonzerne im Energietransport-
und Verteilungswesen und auf Engagements
russischer Banken im Finanzsektor der GUS-
Zielländer. Die starke Konzentration des russi-
schen Kapitals auf diese drei Länder ist vor allem
darauf zurückzuführen, dass ein wesentlicher
Teil des Engagements durch „debt-equity-swaps“
zustande kam, indem überfällige Schulden für
Energielieferungen in Eigentumsrechte umge-
wandelt wurden.
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Integrationsansätze innerhalb der GUS bis-
lang wenig erfolgreich
Auch die handelspolitischen Ansätze innerhalb
der GUS erwiesen sich bislang nicht als geeig-
net, die Integration innerhalb der GUS zu stär-
ken. Die zum Teil erheblichen Unterschiede in
den Wirtschaftssystemen und daraus entste-
henden divergierenden nationalen Interessen
behindern die institutionelle Entwicklung und die
Wirksamkeit handelspolitischer Vereinbarun-
gen. Derzeit haben vier regionale Integrationen
einzelner Staaten innerhalb der GUS mehr oder
minder Bestand.
Obwohl die „Eurasische Wirtschaftsgemein-
schaft“ (EurAsEc), ein Zusammenschluss
Russlands, Kazachstans, Belarus, Kyrgystans
und Tadschikistans, als einzige Kooperation
innerhalb der GUS in ihrer Arbeit das Ziel einer
Wirtschaftsintegration zu verfolgen scheint, sind
von ihr in den nächsten Jahren keine entschei-
dende Impulse zur Belebung des GUS-Handels
zu erwarten. Zahlreiche ungelöste Probleme,
wie die Doppelbesteuerung, die Mehrwertsteu-
ererhebung sowie in Form von nichttarifären
Handelshemmnissen stehen dem entgegen.
Die  Union zwischen Russland und Belarus
stellt derzeit die weitgehendste Integration in-
nerhalb der GUS dar, die jedoch nicht überbe-
wertet werden sollte. Erhebliche Unterschiede in
den Wirtschaftssystemen sowie politische Kri-
sen in den zwischenstaatlichen Beziehungen
verhindern bislang die anvisierte vollständige
Implementierung einer Freihandelszone und
einer Zollunion. Solange Belarus in planwirt-
schaftlichen Mechanismen verharrt, wird es
nicht gelingen, die für 2005 geplante gemein-
same Währung einzuführen.
Das derzeit allein greifbare wirtschaftliche Ziel
der  GUUAM (Zusammenschluß der Staaten
Georgien, Ukraine, Uzbekistan, Armenien und
Moldova) ist die Realisierung eines Öl-Trans-
portkorridors von Zentralasien über den Kauka-
sus nach Europa. Mit dem Bau der alternativen
Pipeline von Baku nach Ceyhan werden die
Routen durch die Mitgliedsländer aber praktisch
nicht mehr gebraucht, womit die GUUAM ihren
ökonomischen Gehalt weitgehend verliert. Dies
zeigt sich u.a. in der Aussetzung der Mitglied-
schaft Usbekistans im Jahr 2002.
Die  „Zentralasiatische Wirtschaftsgemein-
schaft“ (Kooperation zwischen Kazachstan,
Kyrgystan, Tadschikistan und Uzbekistan) er-
wies sich bei der Lösung der spezifisch zentral-
asiatischen Probleme, insbesondere der Koor-
dination ihrer vielfältigen ökonomischen Abhän-
gigkeiten in den Bereichen Energie, Wasser
und Umwelt, als recht erfolgreich. Abgesehen
von einigen bilateralen Abkommen wurden je-
doch bei den Integrationsbemühungen keine
Fortschritte erzielt. Zukünftig soll sich deshalb
die zwischenstaatliche Zusammenarbeit ledig-
lich auf konkrete ökonomische und politische
Projekte begrenzen.
Handel zwischen der EU und GUS dyna-
misch auf niedrigem Niveau
Die Handelsaktivitäten zwischen der EU und
den GUS-Staaten haben sich in den letzten
Jahren kontinuierlich ausgeweitet, wobei sich
die EU-Importe aus den GUS-Staaten insge-
samt dynamischer entwickelten (mehr als eine
Verdoppelung von 25 Mrd. ECU auf 57 Mrd.
ECU) als die EU-Exporte in die GUS (Anstieg
von 21 Mrd. ECU auf 38 Mrd. ECU). Dennoch
bleibt dieser zwischenregionale Handel auf
einem vergleichsweise geringen Niveau, und er
ist, gemessen an den Handelsanteilen, deutlich
weniger fortgeschritten als der Warenaustausch
mit den ostmitteleuropäischen Staaten. Zudem
haben die Zuwachsraten der GUS-Staaten im
Rahmen des Handels mit der EU noch nicht
den Stand erreicht, der nach der Auflösung des
RGW im Handel mit den ostmitteleuropäischen
Staaten erzielt wurde.
Russland bleibt dabei der mit Abstand
größte GUS-Handelspartner der EU (Importan-
teil an gesamten EU-Importen aus der GUS 80
Prozent, Exportanteil an Gesamtexporten der
EU in die GUS 74 Prozent), gefolgt von der
Ukraine (Importanteil 6 Prozent, Exportanteil 13
Prozent) und Kazachstan (Importanteil 5 Pro-
zent, Exportanteil 4 Prozent). Aus der Sicht
dieser GUS-Staaten ist die Außenhandelsinteg-
ration mit der EU sowohl auf der Exportseite als
auch bei den Importen in den letzten Jahren
gestiegen. Gleichzeitig ist der Integrationsgrad
des Außenhandels dieser Länder mit anderen
GUS-Staaten tendenziell gesunken.
Anteile der EU und der GUS am Außenhan-
del ausgewählter GUS-Staaten
1996 und 2001 (in %)
Russland Ukraine Kazachstan
1996 2001 1996 2001 1996 2001
Exporte
nach
  EU 30,6 36,9 11,0 18,3 18,5 23,3
  GUS 18,0 14,6 51,4 28,7 53,8 30,4
Importe
aus
  EU 24,6 36,8 15,6 21,8 13,1 23,7
  GUS 21,2 26,8 63,5 56,1 69,5 52,0
Quelle: ￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿ ￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿ ￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿ ￿￿￿￿￿￿￿￿￿￿
Rossii; Statystycnyj scoricnyk Ukrainy, Derzavnyj komitet





Auch zwischen der GUS und EU unterentwi-
ckelter intraindustrieller Handel
Die Analyse der Warenstruktur zeigt eine weitge-
hend identische Exportstruktur der EU im Handel
mit den GUS-Staaten, verglichen mit der Waren-
struktur innerhalb der GUS. Wichtige Exportpro-
dukte der EU sind Maschinenbauprodukte, Fahr-
zeuge und Erzeugnisse der chemischen Industrie.
Bei den Importen der EU bestehen dagegen un-
terschiedliche Schwerpunkte. Insgesamt dominie-
ren aber mineralische Rohstoffe und Produkte der
erdölverarbeitenden Industrie sowie Metallurgieer-
zeugnisse, wobei Russland vor allem Energie, die
Ukraine z.B. schwerpunktmäßig Metallerzeugnisse
liefert. Die starke Exportabhängigkeit der GUS-
Staaten von diesen Rohstoffen erhöht dabei ihre
Abhängigkeit von der Entwicklung der Weltmarkt-
preise und damit zugleich die Volatilität und Kri-
senanfälligkeit ihrer Exporte.
Damit spielt auch im Handel der GUS-Staaten
mit der EU der intraindustrielle Handel sowie der
Handel innerhalb internationaler Unternehmen
weiterhin eine geringe Rolle. Anders als die ost-
mitteleuropäischen Staaten, deren Export-
wachstum insbesondere durch einen vertikalen
intraindustriellen Handel mit der EU wesentliche
Impulse erfährt, vollzieht sich der Handel der
GUS-Staaten mit der EU vorrangig noch in Form
des interindustriellen Austauschs. Von wenigen
Ausnahmen abgesehen, wie z.B. im Bereich der
Textilverarbeitung zwischen der Ukraine und
Belarus einerseits und der EU andererseits, do-
miniert im Handel der GUS-Staaten mit der EU
bis heute der Austausch unterschiedlicher Wa-
ren, z.B. Rohstoffe gegen Fertigwaren. Ansätze
für die Herstellung von Produkten höherer Tech-
nologieintensität sind kaum zu erkennen.
Kapitalzufluss in GUS-Staaten bleibt weit
hinter Erwartungen zurück
Wichtige Impulse für eine verbesserte Export-
struktur der GUS-Staaten und eine damit einher-
gehende stärkere Exportdynamik können letztlich
nur von der Schaffung entsprechender institutio-
neller und rechtlicher Rahmenbedingungen für den
Zufluss von ausländischen Direktinvestitionen
(ADI) ausgehen. Wie die Untersuchung gezeigt
hat, ist der Zufluss von ADI in den betrachteten
GUS-Ländern insgesamt und im wichtigen Bereich
der verarbeitenden Industrie im Besonderen je-
doch nach wie vor gering. Dabei nehmen „Green-
field-Investitionen“ und private Unternehmen mit
einem ausgewogenen Risiko-Gewinn-Verhältnis
für die betreffenden Investoren eine Schlüsselpo-
sition ein. Während die ostmitteleuropäischen
Länder nach Angaben der EBRD von 1989 bis
2001 einen kumulierten Nettozufluss von ADI in
Höhe von 1.365 USD pro Kopf bzw. von insge-
samt rund 98 Mrd. USD auf sich vereinen konnten,
entfiel auf die GUS-Staaten im selben Zeitraum
lediglich ein Viertel aller in die Transformationslän-
der geleiteten ADI bzw. 196 USD pro Kopf. Solan-
ge die GUS-Staaten die notwendigen marktwirt-
schaftlichen Reformen, insbesondere die Privati-
sierung wichtiger Bereiche, die Verbesserung des
Steuersystems und die Bekämpfung der Korrupti-
on, nicht konsequent und zügig umsetzen, wird
das Interesse ausländischer Investoren an diesen
Standorten nicht signifikant steigen.
Deutliche Unterschiede bei wirtschaftlicher
Zusammenarbeit mit der EU und bei den Vor-
bereitungen auf einen WTO-Beitritt
Im Hinblick auf die wirtschaftliche Zusammenar-
beit mit der EU fallen die Fortschritte der unter-
suchten GUS-Staaten sehr unterschiedlich aus.
Während Russland bereits wichtige Schritte im
Rahmen des Integrationsprozesses mit der EU
unternommen hat, haben sich in jüngster Zeit die
Beziehungen mit der Ukraine aufgrund ungünsti-
ger politischer Entwicklungen in dem Land ver-
schlechtert. Obwohl die EU gegenüber Ka-
zachstan, im Gegensatz zu Russland und der
Ukraine, keine eigene Strategie entwickelt hat,
haben sich die Möglichkeiten Kazachstans auf
dem EU-Markt durch den Abschluss eines neuen
Stahlabkommens sowie die Verlängerung des
Textilabkommens erhöht. Dagegen muss Bela-
rus noch erhebliche Anstrengungen unterneh-
men, um seine Wirtschaftsbeziehungen mit der
EU auf eine tragfähige Grundlage zu stellen.
Darüber hinaus werden Russland, die Ukraine
und Kazachstan von der EU aktiv in ihrem Bestre-
ben unterstützt, mittelfristig der WTO beizutreten.
Kyrgystan, Georgien und Armenien sind bereits
WTO-Mitglieder. Die WTO-Mitgliedschaft wird von
der EU insbesondere gegenüber Russland und
der Ukraine als eine Voraussetzung für den Aus-
bau engerer Beziehungen bis hin zur Einrichtung
einer Freihandelszone gesehen. Für die großen
GUS-Staaten würde eine WTO-Mitgliedschaft
grundsätzlich wichtige Vorteile mit sich bringen.
Diese bestehen insbesondere in einem verbes-
serten Klima für ausländische Investitionen, einem
höherem Druck zur Steigerung der Wettbewerbs-
fähigkeit der inländischen Wirtschaft und der Ein-
bindung als vollwertiges Mitglied in den internatio-
nalen Handel sowie in der Möglichkeit, eigene
Vorstellungen in den Entwicklungsprozess der
Welthandelsordnung einzubringen. Zugleich ver-
ringert sich durch eine WTO-Mitgliedschaft die
Gefahr, von protektionistischen Maßnahmen der
Handelspartner betroffen zu werden.